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Offener Brief an die „Hessisch-Niedersächsische Allgemeine Zeitung“ – Herrn Chefredakteur persönlich

Wir sind keine Bananenrepublik und wir arbeiten auch nicht so!
Haarsträubende Berichterstattung über die angeblichen Zustände in der JVA Kassel I 

Sehr geehrter Herr Seidenfaden,  
sehr geehrte Damen und Herren,
um es bereits einleitend auf den Punkt 
zu bringen: im Namen der Kolleginnen 
und Kollegen der JVA Kassel I, unseres 
dortigen Ortsverbandes, der Personal-
vertretung, der Frauenbeauftragten und 
der Vertretung der schwerbehinderten 
Menschen dort teile ich mit: es reicht!

Unerträgliche 
Verunglimpfungen
Es ist genug und es ist nicht mehr er-
träglich, was Sie an Verunglimpfungen 
in den letzten Monaten, Wochen und 
Tagen über die Bedienstetenschaft der 
JVA Kassel I und ihre Anstaltsleitung 
ausgeschüttet haben. Die aktuelle Be-
richterstattung ist derart haarsträubend, 
sie knüpfen Zusammenhänge, wo keine 
sind – um des Skandalierens willen, we-
der wegen der Menschen, die im Vollzug 
inhaftiert sind, noch ob der Arbeitsbe-
dingungen, unter denen wir jeden Tag 
verantwortlich unseren Dienst leisten. 

Der Bund der Strafvollzugsbedien-
steten Hessen verwahrt sich ausdrück-
lich gegen derartige von Ihnen erhobene 
Beschuldigungen, dass Bedienstete des 
hessischen Justizvollzugs fahrlässig Tö-
tung zulassen, Hilfe unterlassen, Ermitt-
lungen behindern, am Ende gar Zeugen 
beseitigen und dergleichen mehr (siehe 
HNA vom 07./08./09./11.März 2013). 

Ich glaube, es gehört nicht zu den 
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien, dass Er-
mittlungsakten schließlich in die Hän-
den von ehemaligen Strafgefangenen 
gelangen, wie immer sie dorthin gekom-
men sind.

Berichterstattung hat Züge einer 
„Mittelalterlichen Hexenjagd“
Dass Sie in Ihrer Berichterstattung Be-
dienstete einer Anstalt namentlich in 
Ihren Berichten nennen, befremdet und 
empört. Dass ein Behördenleiter gar in 
einer Regionalausgabe nochmals deut-
licher herausgestellt wird unter Angabe 
seines Wohnorts und seines politischen 
Engagements nimmt schon Züge einer 
mittelalterlichen Hexenjagd an. Hier soll 
jemand zerredet werden, ohne Rück-
sicht auf Person und Familie, dafür, dass 
er sich jeden Tag einer der schwierigen 
gesellschaftlichen Aufgabe stellt: dem 
Strafvollzug – und hier Verantwortung 
trägt; nicht zuletzt für das Gemeinwohl, 
die Sicherheit, die Resozialisierung. Und 

das gilt für alle Be-
diensteten, die Sie in 
den vergangenen Ta-
gen benannt haben – 
und es gilt für alle, die 
jeden Tag ihren Dienst 
in der JVA Kassel I ver-
antwortlich, pflichtbe-
wusst und engagiert 
leisten!

Ja, es gibt mensch-
liches Versagen im 
Justizvollzug. Ja, dies 
ist aufzuklären. Aber 
zwischen mensch-
lichem Versagen und 
Vorsatz liegen Welten. 
Dass die HNA nun skandalisiert, dass 
Bedienstete der JVA Kassel I an einem 
Freitagnachmittag (das war der Wochen-
tag, an dem Michail I. in der JVA Kassel 
I ankam) offenbar nicht schlagartig re-
gistrierten, dass dieser Gefangene be-
reits 11 Jahre zuvor mindestens eine 
Akte in dieser Anstalt befüllt hatte, ist 
nicht zu glauben. Die Anstalt hatte auf 
den neu angekommenen Gefangenen 
sofort reagiert, der Fachdienst war an 
diesem Nachmittag noch vor Ort. Mehr 
konnte an diesem Tag nicht laufen und 
es wurde offensichtlich regulär auf die 
psychische Auffälligkeit reagiert – durch 
Gemeinschaftsunterbringung. 

Es ist selbstverständlich bitter, wenn 
dies schließlich zum Tod eines anderen 
Gefangenen führt, das steht völlig außer 
Frage. Das konnten die diensthabenden 
Bediensteten aber in der Ausgangssitu-
ation nicht erfassen. Und es ist richtig, 
dass die Daten im EDV-System nicht 
mehr verfügbar sind. Hier greift schließ-
lich das Datenschutzrecht, das uns zur 
Löschung verpflichtet und nicht die Un-
lust der Bediensteten.

Unhaltbare Vorwürfe
an den Anstaltsleiter
Dann werfen Sie dem Anstaltsleiter vor, 
der bereits 2001 im Zeitraum der er-
sten Inhaftierung des Strafgefangenen 
Michail I. Anstaltsleiter der JVA Kassel I 
gewesen war, er habe die damaligen Er-
kenntnisse nicht unmittelbar einfließen 
lassen in die im September 2012 zu tref-
fenden vollzuglichen Entscheidungen. 
Durch die JVA Kassel I sind zwischen 
2001 und 2012 Tausende von Gefange-
nen gelaufen. Und Sie verlangen, man 
möge sich 11 Jahre später an irgendein 

rotes Schild aus dem Jahr 
2001 an einer von mehre-
ren 100 Haftraumtüren er-
innern. Ist das Ihr Ernst??

Sehr geehrter Herr Sei-
denfaden, sehr geehrte 
Damen und Herren, der 
Bund der Strafvollzugs-
bediensteten ist in allen 
hessischen Justizvollzugs-
anstalten Mitgliederstark 
vertreten. Wir arbeiten mit-
tendrin im Vollzug – jeden 
Tag. Warum auch immer 
die HNA sich – aus unserer 
Wahrnehmung – in die JVA 
Kassel I und ihren Anstalts-

leiter verbissen hat, es hat mit der Rea-
lität vor Ort offensichtlich nichts zu tun. 
Sie geben sich „gut informiert“. Nach 
unserem Eindruck geben Sie sich eher 
instrumentalisiert durch einzelne „Infor-
mierende“.

Verhöhnungen und Beschimpungen
der Justizvollzugsbediensteten
Wenn es Arbeitsplatzkonflikte gibt, dann 
sind diese aufzuarbeiten vor Ort. Ihre 
Presseberichterstattung erscheint uns 
als Fachgewerkschaft hierzu wenig ge-
eignet. 

Viele Kolleginnen und Kollegen der 
JVA Kassel I fühlen sich mittlerweile von 
Ihnen angefeindet und ausgegrenzt, 
müssen Verhöhnungen und Beschimp-
fungen im Freundes- und Bekannten-
kreis ertragen und sollen aber jeden 
Tag wiederum ihren Kopf hinhalten für 
Sicherheit und Resozialisierung. 

Wir sind als BSBD keine Schönbeter, 
Schöndenker, Schönredner hinsichtlich 
der vollzuglichen Situation in Hessen, 
aber dieser von  Ihnen präsentierte Jour-
nalismus bildet die Realität in keiner 
Weise ab.
Wir sind keine Bananenrepublik und 
wir arbeiten auch nicht so!!!!

Birgit Kannegießer
Landesvorsitzende

Nachrichtlich:
Herrn Staatsminister Jörg-Uwe Hahn
Hessisches Ministerium der Justiz,  
für Integration und Europa
An die Mitglieder des Unterausschusses 
Justizvollzug im Hessischen Landtag.

Birgit Kannegießer, Landesvorsit-
zende des BSBD Hessen.
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Öffentliche Anhörung vor dem Innenausschuss des Hessischen Landtags

Stellungnahme des BSBD Hessen zum 2. DRModG
BSBD baut auf einen eigenen Laufbahnzweig Justizvollzug

Die Landesvorsitzende des BSBD Hessen, Birgit Kannegießer, hat am 10. Fe-
bruar 2013 nachfolgend abgedruckte Stellungnahme zum Gesetzentwurf der 
Fraktionen der CDU und FDP für ein Zweites Gesetz zum Modernisierung des 
Dienstrechts in Hessen (2. DRModG) an den Innenausschuss des Hessischen 
Landtags gerichtet.

Im Namen des Bunds der Strafvollzugs-
bediensteten Hessen (BSBD) bedanke 
ich mich herzlich für die Möglichkeit, 
zum vorliegenden Gesetzentwurf Stel-
lung beziehen zu können. Mit dem Ge-
setzentwurf werden wesentliche Ände-
rungen im Dienst- und Besoldungsrecht 
auf den Weg gebracht, so dass wir als 
Fachgewerkschaft für den Justizvollzug 
– und in Ergänzung der Stellungnahme 
unseres Dachverbands, des DBB Hessen 
– gerne die Möglichkeit zur Äußerung 
nutzen.

Grundsätzlich ist anzumerken, dass die 
Reduzierung von Laufbahnen auf ins-
gesamt 11 Fachrichtungen (§ 13 HBG) 
zwar nachvollziehbar ist. Der BSBD 
Hessen baut jedoch auf einen eigenen 
Laufbahnzweig Justizvollzug, da der Voll-
zug sich innerhalb des Ressorts von den 
insgesamt wahrzunehmenden Aufgaben 
deutlich abhebt. 

Auch bleibt schließlich zu fragen, wie 
sich die bisherigen 10 Fachrichtungen des 
hessischen Justizvollzugs schließlich von-
einander abgrenzen. Mit Blick auf die im 
Entwurf des Hessischen Beamtengesetzes 
getroffenen Neubestimmungen bisher 
anders definierter beamtenrechtlicher 
Begrifflichkeiten steht hier zu erwarten, 
dass Stellenausschreibungen und Anfor-
derungsprofile zukünftig eine besondere 
Rolle und Funktion erhalten werden. 
Insgesamt bleiben allerdings die Entwür-
fe verschiedener Rechtsverordnungen (z. 
B. der Laufbahnverordnung, Rechtsver-

ordnung zum Beurteilungswesen etc.) 
abzuwarten, um eine reale Einschätzung 
über den vorliegenden Entwurf abgeben 
zu können.

Deshalb liegt der Schwerpunkt unserer 
Stellungnahme – und in Ergänzung der 
Stellungnahme des Deutschen Beamten-
bundes, Landesverband Hessen – insbe-
sondere bei den besoldungsrechtlichen 
Angelegenheiten.

Soweit der DBB Hessen in seiner 
Stellungnahme ausführt, dass er bei der 
Einführung von Erfahrungsstufen und 
der grundsätzlichen Zuordnung neu ein-
gestellter Bediensteter in Erfahrungsstufe 
1 und Späteinsteiger – insbesondere im 
höheren Dienst – hierdurch benachteiligt 
werden, bleibt zu ergänzen, dass im Ju-
stizvollzug der gleiche Effekt auch in den 
Berufsgruppen des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes, des Krankenpflegedienstes 
und des Werkdienstes greifen werden. 
Besonders in diesen Fachrichtungen wer-
den mit Blick auf die im Vollzug wahr-
zunehmenden Aufgaben und Risiken  
häufig lebensältere (-erfahrene) und be-
rufserfahrene Bedienstete eingestellt. Für 
den Justizvollzug wäre es fatal, wenn nun 
eben gerade diese lebensälteren Bewerber 
durch die eingeschränkte finanzielle Be-
rücksichtigung ihrer Vordienstzeiten und 
ihres Lebensalters von einem Eintritt in 
den Strafvollzug, z. B. als Werkmeister, 
abgehalten werden und ihr Glück dann 
lieber in der freien Wirtschaft suchen. 
Hier wird die Anerkennung beruflicher 

Vorzeiten maßgeblich sein bei der Ge-
winnung von qualifiziertem und geeig-
netem Personal. 

Und um weiterhin ausreichend qua-
lifiziertes Personal für den Justizvollzug 
zu gewinnen und um den höheren An-
forderungen durch eine leistungsgerechte 
Besoldung der im Vollzug Tätigen zu 
entsprechen, hält der BSBD Hessen fol-
gende Maßnahmen für dringend erfor-
derlich: 
a) �Anhebung der so genannten Vollzugs-

zulage (Stellenzulage nach Nr. 8 der 
Vorbemerkungen zu den Besoldungs-
ordnungen A und B) auf das Niveau 
der Polizeidienstzulage; Die Polizei-
dienstzulage beträgt aktuell 131,20 €, 
während die Vollzugszulage nach dem 
vorliegenden Gesetzentwurf – und 
wie bisher – lediglich 98,40 € beträgt. 
Nach der Definition der Polizeizulage 
soll diese einen Ausgleich für typische 
zusätzliche Aufgaben solcher Beam-
ten schaffen, die vollzugspolizeiliche 
Aufgaben wahrnehmen, dazu gehört, 
insbesondere in schwierigen Situati-
onen unter psychischer und physischer 
Belastung schnell und verantwort-
lich möglicherweise einschneidende 
Maßnahmen treffen zu müssen. Die-
se Definition gilt gleichermaßen für 
die Bediensteten des Justizvollzugs. 
Auch hier gehört es zum Berufsbild 
und in der Auseinandersetzung mit 
den inhaftierten Gefangenen, jeder-
zeit – auch unter körperlichem Einsatz 
– einzugreifen, durchgreifende Ent-
scheidungen treffen zu müssen und 
schließlich zu vertreten, wobei ein ei-
nander Ausweichen, bedingt durch die 
abgeschlossene vollzugliche Situation 
nicht möglich ist. Das Risiko, körper-

Auch der BSBD Hessen beteiligte sich beim Warnstreik am 6. März 2013 in 
Wiesbaden. 

Birgit Kannegießer, Landesvorsitzende und Günter Kowalski vom Vorstand 
des BSBD Hessen. � Fotos (6): BSBD Hessen
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lich versehrt zu werden, ist erheblich, 
schlimmstenfalls kann das zu einer 
chronischen Traumatisierung führen. 
Darüber hinaus sind die Bedienste-
ten des Vollzugs in besonderer Weise 
mit dem Risiko von Strafanzeigen 
durch Inhaftierte u. ä. beladen. Hier 
erscheint es uns als Fachgewerkschaft 
für den hessischen Justizvollzug drin-
gend geboten, diese Risiken mit einer 
Anhebung der Zulage entsprechend zu 
entgelten. Auch sollte diese Stellenzu-
lage wieder ruhegehaltsfähig werden.

b) �Wir hoffen im Übrigen, dass das Land 
Hessen seinen dienstrechtlichen Ge-
staltungsspielraum auch dahingehend 
wahrnimmt, dass hier eine eigene 
Erschwerniszulagenverordnung ge-
schaffen wird und die Vergütungssätze 
für den Dienst zu ungünstigen Zeiten 
eine zeitgemäße Erhöhung erfahren 
wird. Der aktuelle Satz für die Vergü-
tung von Nachtdienst beispielsweise 
erscheint uns in keiner Weise mehr 
zeitgemäß. Hier sollte eine deutliche 
Anpassung nach oben erfolgen. 

c) �Für den Bediensteten des Werkdiens-
tes wurde im Entwurf der Besoldungs-
ordnung für das hessische Besoldungs-
gesetz die bisherige Regelung aus dem 
Bundesbesoldungsgesetz übernom-
men, d. h. es soll bei dem Eingangsamt 
des Oberwerkmeisters (Besoldungs-
gruppe A 7, Fußnote 5) insgesamt 
bleiben. 

c) �Der BSBD Hessen weist darauf hin, 
dass nach jahrelangen Diskussionen 
das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung am 31. Januar 2012 
im Rahmen des Deutschen Qualifi-
kationsrahmens für lebenslanges Ler-
nen (DQR) die Gleichwertigkeit von 
Meister- und Bachelorabschluss ver-
kündet hat. Hierauf haben sich Bund, 
Länder und Sozialpartner verständigt. 
Diese Übereinkunft war im Übrigen 
erforderlich, um auf europäischer 

Ebene eine Vergleichbarkeit von uni-
versitären und beruflichen Berufsab-
schlüssen herzustellen. Wir haben den 
Sachverhalt im BSBD umfassend dis-
kutiert. Der BSBD Hessen hält es im 
Hinblick auf diese in 2012 getroffenen 
Regelungen für zwingend notwendig, 
das Eingangsamt dieser Laufbahn an-
zuheben, insbesondere für die Bereiche 
der Ausbildung im hessischen Justiz-
vollzug (Eingangsamt A 8 – Haupt-
werkmeister). Darüber hinaus sollte in 
jedem Fall die sogenannte Meisterzula-
ge (Stellenzulage Nr. 9 der Vorbemer-
kungen zu den Besoldungsordnungen 
A und B) von aktuell 39,50 € um we-
nigstens 100 € erhöht werden, um die 
Wertigkeit der Meisterqualifikation als 
Einstiegsvoraussetzung für die Lauf-
bahn des Werkdienstes angemessen 
zu honorieren. Hierzu könnte gegebe-
nenfalls eine eigene Zulage für die Be-
diensteten des Vollzugsdienstes in den 
Vorbemerkungen ausgebracht werden.

d) �In der Laufbahn des Krankenpfle-
gedienstes werden im Entwurf des 
Hessischen Besoldungsgesetzes in 
Anlehnung an das bisherige Bun-
desrechts die dort überdurchschnitt-
lich häufig ausgebrachten Ämter mit 
Amtszulage unisono übernommen. 
Der BSBD Hessen dringt hier drin-
gend auf Korrektur bzw. Bereinigung 
der beruflichen Entwicklungsmöglich-
keiten in dieser Laufbahn. Wir regen 
an, das Amt des Stationspflegers/der 
Stationsschwester (Besoldungsgrup-
pe A 7 mit Amtszulage nach Fußno-
te 6) aufzugeben. Hierdurch ergäbe 
sich für die Betroffenen eine direkte 
Beförderungsmöglichkeit zur Ab-
teilungsschwester/Abteilungspfleger 
(Besoldungsgruppe A 8), analog zu 
den anderen Fachrichtungen der Lauf-
bahngruppe des mittleren Dienstes. 
Darüber hinaus fehlt dieser Laufbahn 
das im Vollzug für den Allgemeinen 

Vollzugsdienst, den Werkdienst und 
den mittleren Vollzugs- und Verwal-
tungsdienst ausgewiesene Spitzenamt 
in der Besoldungsgruppe A 11. Dieses 
sollte in der Besoldungsordnung ent-
sprechend ergänzt werden, um Chan-
cengleichheit in den unterschiedlichen 
Fachrichtungen des Justizvollzugs zu 
gewährleisten. 

e) �Und wenn wir schon bei der Chancen-
gleichheit sind, der mittlere Vollzugs- 
und Verwaltungsdienst ist die einzige 
Laufbahn mit dem Eingangsamt Se-
kretär/Sekretärin (Besoldungsgruppe 
A 6); diese Laufbahn zeichnet sich im 
hessischen Justizvollzug durch eine 
extreme Verwendungsbreite auf der 
Sachbearbeitungsebene aus. Hier wäre 
es angemessen, das Eingangsamt in 
Anlehnung an die anderen Fachrich-
tungen dieser Laufbahngruppe ent-
sprechend anzuheben, zumal dies die 
Laufbahn ist, die ganz besonders von 
allen Veränderungen der Neuen Ver-
waltungssteuerung, insbesondere der 
Einführung von SAP in der hessischen 
Landesverwaltung betroffen war. 

f ) �Die Laufbahngruppe des gehobenen 
Dienstes ist übrigens die einzige, deren 
Spitzenamt (A 13) eine Amtszulage 
ausweist. Als BSBD Hessen unterstüt-
zen wir ausdrücklich die Ausführungen 
und Forderungen des DBB Hessen, in 
dieser Laufbahn das Spitzenamt A 13 
Z in der hessischen Besoldungsord-
nung A zukünftig auszuweisen. 

g) �Wichtig ist allerdings auch die Beibe-
haltung der Möglichkeit des prüfungs-
freien Aufstiegs in die nächsthöhere 
Laufbahngruppe. Dies bedeutet eine 
wichtige berufliche Perspektive für die 
Bediensteten der hessischen Landes-
verwaltung. Auch hier erlauben wir 
uns auf die Ausführungen des DBB 
Hessen zu verweisen. 

Und schließlich bleibt die Forderung 
nach Anpassung des sogenannten Über-

Auf dem Podium (v.l.n.r.) Ute Wiegand-Fleischhacker dbb Hessen, Siegfried Damm stellv. Vorsitzender 
des dbb Tarifkommission und Klaus-Dieter Nolte Vorsitzender des Tarifausschusses des dbb Hessen.

Die Landesvorsitzende des BSBD Hessen macht 
Stimmung.
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gangsgeldes gemäß § 21 des Hessischen 
Beamtenversorgungsgesetzes für die Be-
diensteten des Allgemeinen Vollzugs-
dienstes, des Krankenpflegedienstes und 
des Werkdienstes, die aufgrund der vor-
gezogenen Altersgrenze in den Ruhestand 
eintreten. Das Übergangsgeld betrug ur-
sprünglich 12.000 DM. Diese Summe 
wurde in den 80er Jahren auf 8.000 DM 
gekürzt. 

Für Beamtinnen und Beamte gilt 
auch weiter die 42-Stunden-Woche
Durch die Einführung des Euro ergab 
sich umgerechnet ein Betrag von 4.091 €. 
Neben dem festgesetzten Betrag galt als 
Höchstgrenze stets das 5-fache der zuletzt 
gezahlten Dienstbezüge. Die 4.091 € ent-
sprechen heute lediglich dem 2,3-fachen 

von A 7 Stufe 1 oder dem 1,5-fachen der 
Endstufe A 9. Um dem Ursprungsgedan-
ken wieder Rechnung zu tragen, muss 
der nominale Höchstwert von 4.091 € 
entfallen und das 5-fache der letzten mo-

Blick vom Podium auf die am Warnstreik teilnehmenden Kolleginnen und Kollegen.

natlichen Dienstbezüge gezahlt werden. 
Und schließlich bleibt festzustellen, dass 
ein gewerkschaftliches Ärgernis nicht 
ausgeräumt wurde: Trotz der Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit für die hes-
sischen Beamtinnen und Beamten durch 
das 1. Dienstrechtsmodernisierungsge-
setz bleibt es weiterhin auch nach dem 2. 
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz bei 
der bis zu 42-Stunden-Woche. 

Hier schließen wir uns dem Votum 
unseres DBB-Dachverbands ausdrück-
lich an! Es kann nicht sein, dass die hes-
sischen Landesbeamten die einzigen sind 
im deutschlandweiten Vergleich, die wei-
terhin 42 Stunden (bis zum 50. Lebens-
jahr) arbeiten müssen.

Der öffentliche Dienst braucht ein 
modernes Dienstrecht 
Insgesamt bleibt uns als BSBD Hessen, 
an Sie zu appellieren, dass wir hier in der 
Mitte Deutschlands und ganz besonders 
in Konkurrenz zum Arbeitsmarkt in der 
freien Wirtschaft einen gut aufgestellten 
öffentlichen Dienst mit einem modernen 
Dienstrecht und einer konkurrenzfä-
higen Bezahlung brauchen. 

Wir sind uns als BSBD Hessen be-
wusst, dass die von uns eingebrachten 
Forderungen nicht „kostenneutral“ ver-
wirklicht werden können. Aber jede In-
vestition in das Personal – auch die finan-
zielle – lohnt, honoriert die Arbeit und 
den Dienst der Bedienstetenschaft und 
ermöglicht eine gute Nachfolgeplanung 
mit dem Ziel der bestmöglichen Aufga-
benerledigung zugunsten der Mitbürge-
rinnen und Mitbürger unseres Bundes-
landes.

Ein treuer Streikbegleiter. 

Wie würden Sie die derzeitige Lage im Justizvollzug beschreiben?

Sonder-BSBD-Info Januar 2013
„Wir wollen uns einzubringen, verantwortlich agieren und mitgestalten“!

Die Landes-
vorsitzende 
des BSBD 
Hessen Birgit 
Kannegießer 
beim Gewerk-
schaftstag 
2012 in Butz-
bach.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! In den vergangenen Tagen hatte ich zwei Stel-
lungnahmen an die Presse gegeben; in der ersten Anfrage ging es um die bau-
liche Situation und die Personalausstattung, dazu gab es dann etliche Artikel 
in der Presse (Die Welt, Frankfurter Rundschau, HR-online…) Leider wurden mir 
die Begriffe Wärter und Schließer sozusagen in den Mund gelegt. HR-online 
führt es richtig aus, ich hatte auf den Volksmund verwiesen. Es ging um die Ar-
beitsplatzsituation und die Zusammenarbeit. Ich habe für den BSBD Hessen ein 
weiteres Statement abgegeben und gebe Euch nun in einer Sonder-Info unseren 
gewerkschaftlichen Standpunkt zu den drei gestellten Fragen vorab bekannt.

1. Wie würden Sie die derzeitige 
Lage im Justizvollzug beschreiben?

Nach unserem Erleben als Fachgewerk-
schaft im Justizvollzug, im Austausch mit 
vielen Kolleginnen und Kollegen von der 
Basis aus den unterschiedlichen Fach-
richtungen ist die Lage im hessischen 
Justizvollzug sehr angespannt. Sie ist 
bestimmt von personellen Engpässen, 

Funktionen können aufgrund des hohen 
Krankenstands nicht mehr kontinuier-
lich besetzt werden. Lange Vertretungen 
belasten die Fachdienste. Die Bedienste-
ten werden nicht zuletzt durch umfang-
reiche Berichts- und Dokumentations-
pflichten zusätzlich belastet; die Qualität 
steht hinter der Quantität deutlich zu-
rück, d. h. hohe Schlagzahlen sind besser 
als die Qualität der zu liefernden Arbeit. 

Hinzu kommt die starke hierarchische 
Ausprägung in der Organisation, die 
Konzentration der Entscheidungskom-
petenz auf der Führungsebene. Daraus 
resultiert die Überlastung der Führungs-
kräfte und die Resignation auf der Mitar-
beiterebene, insbesondere in der größten 
Beschäftigungsgruppe, dem allgemeinen 
Vollzugsdienst. Der zwischenmensch-
liche Umgang wird als schwierig erlebt, 
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neue Führungsinstrumente wurden ohne 
ernsthaften Umsetzungswillen einge-
führt, sind eigentlich mehr oder weni-
ger flächendeckend verbrannt. Kurzum, 
vieles, was bei der hessischen Polizei als 
Defizit erkannt wurde und in den vergan-
genen drei Jahren in der Presse geschil-
dert wurde, ist im hessischen Justizvoll-
zug ebenso zu erleben. 

Im vergangenen Jahr wurden weitere 
Personalkürzungen angekündigt, ob-
wohl jetzt schon nicht mehr alle Positi-
onen in den Tagesdienstplänen besetzt 
werden können. Der Krankenstand ist 
überdurchschnittlich hoch, die Zahl der 
dauerhaft erkrankten Kolleginnen und 
Kollegen nimmt markant zu. Das bela-
stet die Dienstpläne zusätzlich. Hinzu 
kommt, dass die Personalzuweisung, d. 
h. die Berechnung des Personalbedarfs 
einen markanten Berechnungsfehler aus-
weist, woraus sich fortdauernd eine per-
sonelle Unterversorgung im Allgemeinen 
Vollzugsdienst von 5 % ergibt. Soweit das 
Hessische Justizministerium (auch das 
Finanzministerium) als Antwort hierzu 
auf die gesunkenen Gefangenenzahlen 
hinweist, bleibt von Seiten des BSBD 
Hessen festzustellen, dass die Personal-
bemessung nicht wesentlich von der Ge-
fangenenzahl, sondern insbesondere von 
der Zahl der Vollzugsabteilungen und der 
Architektur einer Anstalt bestimmt wird. 

Zwei neue Vollzugsanstalten ohne 
ausreichendes Personal
Dabei wurden in den vergangenen acht 
Jahren zwei sehr große Justizvollzugsan-
stalten in Betrieb genommen, ohne dass 
hierfür ausreichend Personal zur Verfü-
gung gestellt wurde. Der Personalman-
gel im Rhein-Main-Gebiet ist besonders 
hoch, weil wir hier besonders Schwierig-
keiten bei der Nachwuchsgewinnung ha-
ben (dazu mehr zu Frage 2).

Bleibt noch anzumerken, dass bei der 
personellen Ausstattung subkulturellen 
Strukturen nicht mehr ausreichend be-
gegnet wird. Der Knast als Markt für 
Russlanddeutsche und andere Gruppie-
rungen. Drogenabhängige werden aus-
genommen. Und schließlich steigt die 
Zahl psychisch auffälliger Gefangener, 
ohne dass hierfür zusätzliches Fachper-
sonal eingestellt wird. Dies belastet die 
Kolleginnen und Kollegen des AVDs 
im Stationsdienst wiederum massiv. Sie 
fühlen sich hier mehr oder weniger allein 
gelassen.

2. Gibt es denn ausreichend  
Nachwuchs? Wenn nein, wo liegen 
die Probleme?
Die Nachwuchsgewinnung ist regio-
nal unterschiedlich zu bewerten. Wäh-
rend sie im ländlichen Raum, z. B. für 

die JVA Schwalmstadt, im allgemeinen 
Vollzugsdienst keinerlei Nachbesetzungs-
sorgen haben müssen, gestaltet sich die 
Nachwuchsgewinnung im Rhein-Main-
Gebiet für die Frankfurter Anstalten und 
für Weiterstadt als äußerst schwierig (dies 
ist bei den sogenannten Fachdiensten, 
d. h. Sozialdienst und psychologischer 
Dienst, allerdings genau umgekehrt). 
Dies hängt zum einen am Arbeitsmarkt, 
bei hoher Beschäftigung fehlt es uns an 
geeigneten Bewerbern/innen. Das hängt 
sicher auch am demographischen Wandel 
und schließlich am fehlenden positiven 
Image. Für unsere Pannen werden wir in 
den Medien und durch die Politik zer-
rissen (wir sind schließlich der Sägezahn 
am Stuhl unseres Ministers, egal welcher 
Partei dieser gerade angehört), unsere 
Erfolge werden nicht wahrgenommen, 
nicht präsentiert. 

Dies hat übrigens auch zur Folge – 
und hier komme ich nochmals auf Ihre 
Frage 1 zurück, dass solche „besonderen 
Vorkommnisse“ minutiös seziert werden 
(vom grünen Tisch), die beteiligten Be-
diensteten mit ihrer Meldepflicht gegän-
gelt werden, sofort und umfassend an das 
Ministerium zu berichten ist und schließ-
lich die Schuld in der Bedienstetenschaft 
verteilt wird, statt den Vorfall konstruktiv 
aufzuarbeiten. 

Der Vollzug ist eines der schwierigsten 
Arbeitsfelder, wir arbeiten als Menschen 
„an“ Menschen, das sind ausschließ-
lich gescheiterte Menschen, Verurteilte. 
Daraus resultiert, dass Fehlerfreiheit 
unmöglich ist. Unser Ministerium ver-
sucht allerdings, durch kleinteilige An-
ordnungen und Belehrungen aller Be-
diensteten, sich von weiterer Schuld zu 
entlasten. Das führt vor Ort zu massivem 
Frust und schließlich zu Resignation.

Die aktuelle Arbeitsplatzsituation 
macht es uns als Kollegenschaft schwie-
rig, selbst tatsächlich zu werben im 
Freundes- und Bekanntenkreis. Vor 20 
Jahren war es noch üblich, dass die Söh-
ne ihren Vätern folgten, in der Familie 
und im Freundeskreis geworben wurde. 
Das passiert heute nur noch selten, ist 
nicht zuletzt der oben geschilderten Be-
lastungslage geschuldet. Wir müssten 
massiv werben in Schulen, auf Messen 
etc., aber irgendwelche Haushälter sehen 

offensichtlich noch keine wirkliche Not-
wendigkeit hierfür. 

Hierfür gibt es auch kein Personal, 
Werbung wird als zusätzliche Belastung 
erlebt, und schließlich wird die Sicher-
heit vorangestellt, es ist kaum möglich, z. 
B. Schülerinnen und Schülern , die in der 
Berufswahl stecken, eine JVA von innen 
zu zeigen.  Kurzum, wir gehen diese Pro-
blematik viel zu zögerlich an.

3. Was wünscht sich die  
Gewerkschaft für Änderungen?
Wir wünschen uns selbstverständlich, 
dass die angekündigte Personalredu-
zierung von insgesamt 80 Stellen nicht 
vollzogen wird. Die Positionen in den 
Anstalten müssen besetzt werden, wenn 
Justizvollzug erfolgreich arbeiten will. 
Vollzug darf nicht nur verwahren, er 
muss behandeln. Er ist auch kein Feld für 
Privatisierung.

Wir brauchen allerdings auch eine 
Zusammenarbeit, in der sich jeder ver-
antwortlich einbringen kann und nicht 
jeder gleich geschlachtet wird, wenn ir-
gendetwas schief läuft. Der Spruch „wer 
viel macht, macht viele Fehler, wer nichts 
macht, macht keine Fehler, und wer kei-
ne Fehler macht, wird befördert“ darf 
nicht weiter wirken. 

Professionelles Fehlermanagement 
ist gefordert
Der BSBD Hessen setzt deshalb massiv 
auf das Thema „Zusammenarbeit im hes-
sischen Justizvollzug“. Wir brauchen ein 
professionelles Fehlermanagement statt 
Rücktrittsforderungen an den jeweiligen 
Minister. Es ist nicht wichtig, dass der 
Minister seinen Laden „im Griff hat“, 
sondern dass alle, die in dem Berufsfeld 
arbeiten, sich an ihrer Position einbrin-
gen können und allen bewusst ist, dass in 
unserem Aufgabenfeld Fehler nicht aus-
geschlossen werden können. 

Wir brauchen nicht nur positive Presse, 
sondern wir brauchen ein Arbeitsklima, 
dass uns die Möglichkeit gibt, uns ein-
zubringen, mitzugestalten, verantwort-
lich zu agieren. Dann können wir selbst 
schließlich wieder alle aktiv für unser Be-
rufsfeld werben.

Birgit Kannegießer, 
Landesvorsitzende 

BSBD-Hessen ist online   
Um die Informationen für Mitglieder, Freunde und Besucher zu verbessern,  

haben wir im „World-Wide-Web“ eine „Homepage“ mit interessanten „Links“ erstellt. 

Besuchen Sie uns unter:  
Landesvorstand:  www.bsbd-hessen.de 

Frauenver tretung:  www.bsbd-hessen.de/ver treter/frauen.htm
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Terminvormerkungen
Die Schulungsta-
gung für Perso-
nalräte 2013 des 
BSBD Hessen fin-
det vom Mittwoch 
den 24. bis Freitag 
den 26. April 2013 
in der Tagungs-
stätte Weilburg, 
Frankfurter Straße 20 – 22, in 37781 
Weilburg, statt.

Programmvorschau:
▪ Neues aus dem HPR. 
▪ �Rückmeldungen aus den örtlichen 

Personalräten. 
▪ �Der Informationsanspruch, die allge-

meinen Aufgaben und die rechtliche 
Stellung des Personalrats. 

▪ �Stand der Tarifverhandlungen und der 
Entgeltordnung nach dem TV-H. 

▪ �Der Entwurf des Zweiten Dienstrechts-
modernisierungsgesetzes. 

▪ Bürgerversicherung. 

▪ �Zusammenarbeit zwischenden ört-
lichen Personalräten und der Stufen-
vertretung. 

▪ �Aktuelles aus der Abtl. Justizvollzug im 
HMdJfIE (MinRat Kräuter) pp.

Kleiner Vertretertag
Die Landeshauptvorstandssitzung 
2013 des BSBD Hessen findet am 
Donnerstag, den 6. Juni 2013. 
(Beginn: 10. 00 Uhr) im Gasthof 
„Pfaffenhof“ in Lich-Eberstadt statt.

Aus dem Hessischen Landtag

Oberstes Gebot ist die Sicherheit der Bevölkerung
Justizminister Jörg-Uwe Hahn im Landtag zur Ausgestaltung der Sicherungsverwahrung

„Schon die Anhörung der Sachverständigen zum Gesetz-Entwurf zur Ausge-
staltung der Sicherungsverwahrung war ein großer Erfolg.Schon lange hat es 
nicht eine solche Unterstützung für Regierungshandeln in einer Parlaments-
anhörung durch außenstehende Sachverständige gegeben.“ Daran erinnerte 
der Minister der Justiz, für Integration und Europa und stellvertretende Mini-
sterpräsident Jörg-Uwe Hahn im Landtag bei der zweiten Lesung des „moder-
nen, vorbildlichen und zukunftsweisenden Gesetzes zur Neuordnung der Si-
cherungsverwahrung: Wir erfüllen schon jetzt, und damit längst vor Ablauf der 
Frist, die das Bundesverfassungsgericht allen Bundesländern gesetzt hat, alle 
Vorgaben zur Umsetzung der Sicherungsverwahrung gefährlicher Straftäter.“

Justizminister Jörg-Uwe Hahn räumte 
ein, dass er aus fachlichen Gründen sehr 
gerne an der Arbeitspflicht festgehalten 
hätte. Der beste Schritt zu einer erfolg-
reichen Wiedereingliederung sei ohne 
Zweifel ein durch Arbeit strukturierter, 
geregelter Tagesablauf. „Das geht nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts für Sicherungsverwahrte, 
die einen mit Strafgefangenen nicht 
vergleichbaren besonderen Status ha-
ben, nicht mehr. Wir müssen sie dazu 
motivieren, verpflichten können wir sie 
nicht.“ Diese Position werde nachdrück-
lich bestätigt durch eine erste Entschei-
dung eines hessischen Gerichts aus dem 
Januar 2013.

In Richtung der SPD, die die Auf-
rechterhaltung der Arbeitspflicht gefor-
dert hatte, sagte Justizminister Hahn: 
„Ich muss um Verständnis bitten, dass 
wir nicht sehenden Auges eine Verpflich-
tung in das Gesetz aufnehmen, die  ei-
ner verfassungsrechtlichen Überprüfung 
nicht standhalten wird.“

Gleiches gelte für die Frage des Um-
gangs mit sogenannten „Unbehandel-
baren“. „Viele Experten haben in der 
Anhörung zutreffend klargestellt, dass es 
eine Gruppe Sicherungsverwahrten gibt, 
die auch mit den besten Therapieangebo-
ten nicht zu erreichen sind. Das wusste 
aber auch das Bundesverfassungsgericht.“ 
Es habe in seiner Entscheidung vom 4. 

Mai 2011 auch nicht das Unmögliche 
verlangt, nämlich den erfolgreichen Ab-
schluss der Therapiebemühungen, son-
dern vielmehr, dass die Bemühungen um 
eine Therapiemotivation nicht aufgege-
ben werden darf.  Dies müsse man den 
Sicherungsverwahrten, aber auch den 
Mitarbeitern zumuten. Ein gesetzgebe-
risches Signal, das ein Aufgeben zulässig 
wäre, sei nicht statthaft und finde keiner-
lei Stütze in der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts. Es drohe inso-
weit, dass Sicherungsverwahrte aufgrund 
unzureichender Therapiebemühungen 
entlassen werden müssten. Justizminister 
Jörg-Uwe Hahn: „Deshalb kann nie-
mand den Verzicht auf Therapiebemü-
hungen wollen. Dies macht auch kein 
anderes Bundesland.“ Als dritten Punkt 
nannte Justizminister Jörg-Uwe Hahn 

die Begutachtung bei vollzugsöffnenden 
Maßnahmen. Hier sei nun klargestellt, 
dass auf vorhandene Gutachten zurück-
gegriffen werden könne, um „Dauer-
begutachtungen“ zu vermeiden. Ande-
rerseits halte er an der Notwendigkeit, 
zwei unabhängige Gutachten zugrunde 
zu legen, ausdrücklich fest. Bei den hier 
zu treffenden schwerwiegenden Pro-
gnose-Entscheidungen, sowohl für den 

betroffenen Sicherungsver-
wahrten als auch für den 
Schutz der Allgemeinheit, 
sei es klug, sich nicht nur 
auf eine Meinung zu ver-
lassen.

Staatsvertrag  
mit Thüringen
Der Landtag befasst sich 
ebenfalls mit dem Staats-
vertrag der Bundesländer 
Hessen und Thüringen über 
die gemeinsame Unterbrin-
gung der Sicherungsver-

wahrten in Schwalmstadt. Dort errichtet 
das Land Hessen 60 Plätze. Nach Anga-
ben von Justizminister Hahn werde dem 
Freistaat Thüringen hiervon ein Kontin-
gent von 15 Plätzen zur Verfügung ge-
stellt. Entsprechend diesem Kontingent 
werde Thüringen ein Viertel der Kosten 
tragen. Das gelte für die Umbaukosten in 
Höhe von rund 12 Millionen Euro, die 
Kosten der Einrichtung und Ausstattung 
des Gebäudes in Höhe von einer Milli-
on Euro, der Ausbildung der zusätzlich 
eingestellten Bediensteten in Höhe von 
1,6 Millionen Euro und des laufenden 
Betriebs in Höhe von voraussichtlich 
5,4 Millionen Euro jährlich. Von all die-
sen Kosten trage Thüringen jeweils ein 
Viertel. Die Kooperation solle die Kräfte 
bündeln, die benötigt werden, um den 
künftigen Anforderungen an den Vollzug 

Der Hessische Landtag in Wiesbaden.
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der Sicherungsverwahrung zu genügen. 
Sie werde insbesondere dazu führen, dass 
beide Partner in die Lage versetzt werden, 
ein differenziertes, dem individuellen Be-
darf des einzelnen Sicherungsverwahrten 
gerecht werdendes Behandlungs- und 
Therapieangebot vorzuhalten, ohne dabei 
die Wirtschaftlichkeit aus den Augen zu 
verlieren, so Justizminister Hahn: „Unse-
re Mitarbeiter in der JVA Schwalmstadt 
haben im Umgang mit Sicherungsver-
wahrten über Jahre hinweg Erfahrung 
gesammelt. Sie sind hervorragend aus-
gebildet. Dieses Potenzial wollen wir mit 
unseren Thüringer Nachbarn teilen. Die-
se Lösung spart Kosten auf beiden Seiten. 
Sie erfolgt wesentlich auch zugunsten der 
Steuerzahler.“

Bis zur Fertigstellung der Einrichtung 
in der JVA Schwalmstadt habe man die 
Sicherungsverwahrten Mitte Januar 2013 
in einer neu gegründeten Zweiganstalt 
der JVA Schwalmstadt auf dem Gelände 
der JVA Weiterstadt (bei Darmstadt) un-
tergebracht.

Zum Hintergrund: 
Sicherungsverwahrung findet dann statt, 
wenn ein Täter nach Verbüßung seiner 
Strafhaft weiterhin eine nicht hinnehm-
bare Gefahr für seine Mitbürger darstellt 
und deshalb zu deren Sicherheit weiter 
verwahrt wird. 

Aktuell gibt es in Hessen 44 Siche-
rungsverwahrte. Davon sind 30 in 
Weiterstadt untergebracht. Zehn Siche-
rungsverwahrte befinden sich in der JVA 
Kassel II – Sozialtherapeuthische Anstalt, 
zwei weitere in der JVA Kassel I. 

Zwei sicherungsverwahrte Frauen be-
finden sich in der Justizvollzugsanstalt 
Frankfurt III.

Gesetzentwurf der Landesregierung

Änderung hessischer Vollzugsgesetze
Auszug aus dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 

Der Landtag wolle beschließen: In § 
5 Abs. 1 wird folgender Satz 4 einge-
fügt: „Kann der Zweck einer Maßnah-
me dauerhaft nicht erreicht werden, 
so kann diese Maßnahme beendet 
werden.

Begründung:
In der Wissenschaft und unter Vollzug-
spraktikern besteht kaum Streit, dass es 
Verwahrte gibt, die mit den derzeit zur 
Verfügung stehenden therapeutischen 
Maßnahmen nicht zu erreichen sind. 
Das Bundesverfassungsgericht hatte die-
se Verwahrten noch 2004 benannt und 
als „hoffnungslos Verwahrte“ bezeichnet. 
Wie man mit der Gruppe der „hoffnungs-
los Verwahrter“ umgeht, hat das Bundes-
verfassungsgericht offen gelassen, in seiner 
jüngsten Entscheidung, hat es sie nicht 
einmal mehr erwähnt. Dennoch ist davon 
auszugehen, dass diese Gruppe nach wie 
vor existiert und im Zweifel nicht klei-
ner geworden ist. Trotz des erweiterten 
Behandlungsanspruchs erscheint es nicht 
sinnvoll und hätte möglicherweise den 
gegenteiligen Effekt, dauerhaft nicht zum 
Ziel führende Maßnahmen fortzusetzen. 
Der Änderungsantrag sieht vor, dauer-
haft nicht zielführende Maßnahmen zu 
beenden. Dies dürfte mit den Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts in Ein-
klang zu bringen sein, da die Betroffenen 
nur aus einzelnen Maßnahmen und nicht 
aus dem gesamten Therapieprozess aus-
scheiden. Möglicherweise kann die an 
die Beendigung einzelnen Maßnahmen 

anschließende „Ruhephase“ auch eine 
besondere Motivationsphase sein, da 
die Verwahrten während dessen für den 
weiteren Therapieprozess Kraft sammeln 
können. In § 28 wird Abs. 2 zu Abs. 1und 
erhält folgende Fassung: „Sicherungsver-
wahrte sind verpflichtet, eine ihnen aus 
behandlerischen Gründen zugewiesene, 
angemessene Arbeit oder arbeitsthera-
peutische Maßnahme auszuüben und das 
vorhandene schulische oder berufliche 
Bildungsangebot zu nutzen, soweit sie 
dazu in der Lage sind.“

Begründung:
Durch die Änderung sollen Sicherungs-
verwahrte der Arbeitspflicht unterliegen. 
Gerade Vollzugspraktiker betonen häu-
fig die Bedeutung der Arbeitspflicht, da 
durch diese besonders Verwahrte, die sich 
ansonsten vollständig zurückzögen, zur 
Teilnahme am Anstaltsleben angehalten 
werden. 

Im Zusammenhang mit der Arbeit sind 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen 
der Sicherungsverwahrten zu berücksich-
tigen. Die Arbeitspflicht der Sicherungs-
verwahrten steht nicht im Widerspruch 
zu den bundesverfassungsgerichtlichen 
Vorgaben. Gerade das Bundesverfassungs-
gericht sieht die Arbeit als grundsätzlich 
geeignete Resozialisierungsmaßnahme an, 
auf welche an dieser Stelle nicht verzichtet 
werden sollte. Der Änderungsantrag sieht 
daher eine Pflicht zur Arbeitsaufnahme 
vor, sofern die Arbeit aus behandlerischen 
Gründen zugewiesen wurde.

Jahreshauptversammlung des Ortsverbandes Limburg am 22. November 
2012. Im Bild v.l.n.r.: Matthias Achter (OV Kassenprüfer), Birgit Kanne-
gießer (Landesvorsitzende), Stefan Weber (OV Vorsitzender) Heinz-Dieter 
Hessler (Landesehrenvorsitzender), Jörg Eckerth (OV Schriftführer) und 
Markus Richter (stellv. OV Vorsitzender).�  Foto: BSBD Hessen

Aus dem Ortsverband Limburg

Am 21. Januar 2013 führten die Kollegin Kannegießer sowie die Kollegen 
Pfeifer, Keil, Kowalski, Ruf  und Hessler im Hessischen Landtag ein Ge-
spräch mit MdL Nancy Faeser und MdL Heike Hofmann (SPD). Die ange-
spannte  Personalsituation,  die hohe Anzahl der Krankheitsausfalltage, 
die Tabuisierung der Anordnung von Mehrarbeit sowie die Dienstleistung  in  
Minimalbesetzung im AVD, das SV-Gesetz, das Gesetz über den Jugendar-
rest u. v. m. standen auf der Agenda. Im Bild v.l.n.r. Frau Steinmetz (Prak-
tikantin im HL), Kollege Kowalski, MdL Heike Hofmann, Kollegin Kannegie-
ßer sowie die Kollegen Pfeifer, Keil und Ruf.�  Foto: BSBD Hessen


	U1_U2
	37-43_Hessen

